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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2021 Ausgegeben am 28. Juni 2021 Teil 1T

278. Verordnung: 2. COVID-19-Offnungsverordnung und 1. Novelle zur 2.COVID-19-
Offnungsverordnung

278. Verordnung des Bundesministers fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz, mit der die Verordnung iiber weitere Offnungsschritte in Bezug auf
die COVID-19-Pandemie (2. COVID-19-Offnungsverordnung) erlassen und geéndert wird

Artikel 1

Verordnung iiber weitere Offnungsschritte in Bezug auf die COVID-19-Pandemie
(2. COVID-19-Offnungsverordnung — 2. COVID-19-OV)

Auf Grund der §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1, 4a Abs. 1 und 5 Abs. 1 des COVID-19-Mallnahmengesetzes,
BGBI. I Nr. 12/2020, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 105/2021, sowie des § 5c des
Epidemiegesetzes 1950, BGBI. Nr. 186/1950, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 105/2021, wird verordnet:
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Paragraph Bezeichnung
§1. Allgemeine Bestimmungen
§ 2. Offentliche Orte
§ 3. Verkehrsmittel
§ 4. Kundenbereiche
§ 5. Gastgewerbe
§ 6. Beherbergungsbetriecbe
§7. Sportstitten
§ 8. Freizeit- und Kultureinrichtungen
§9. Ort der beruflichen Tétigkeit
§ 10. Alten- und Pflegeheime sowie stationdre Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe
§11. Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstige Orte, an denen
Gesundheitsdienstleistungen erbracht werden
§12. Zusammenkiinfte
§ 13. AuBerschulische Jugenderziehung und Jugendarbeit, betreute Ferienlager
§ 14. Zusammenkiinfte im Spitzensport
§ 15. Fach- und Publikumsmessen
§ 16. Gelegenheitsmérkte
§17. Erhebung von Kontaktdaten
§ 18. Betreten
§ 19. Ausnahmen
§ 20. Glaubhaftmachung
§21. Grundsitze bei der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG
§ 22. ArbeitnehmerInnenschutz, Bundesbedienstetenschutz und Mutterschutz
§ 23. Inkrafttreten und Ubergangsrecht

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. (1) Als Maske im Sinne dieser Verordnung gilt eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende
und eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung.
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(2) Als Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr im Sinne dieser Verordnung gilt
l.ein Nachweis Tiiber ein negatives Ergebnis eines SARS-CoV-2-Antigentests zur
Eigenanwendung, der in einem behdrdlichen Datenverarbeitungssystem erfasst wird und dessen
Abnahme nicht mehr als 24 Stunden zuriickliegen darf,
2. ein Nachweis einer befugten Stelle iiber ein negatives Ergebnis eines Antigentests auf SARS-
CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 48 Stunden zuriickliegen darf,
3. ein Nachweis einer befugten Stelle liber ein negatives Ergebnis eines molekularbiologischen
Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden zuriickliegen darf,
4. eine arztliche Bestétigung iiber eine in den letzten 180 Tagen iiberstandene Infektion mit SARS-
CoV-2, die molekularbiologisch bestétigt wurde,
5. ein Nachweis iiber eine mit einem zentral zugelassenen Impfstoff gegen COVID-19 erfolgte
a) Erstimpfung ab dem 22. Tag nach der Erstimpfung, wobei diese nicht ldnger als 90 Tage
zurilickliegen darf, oder
b) Zweitimpfung, wobei diese nicht langer als 270 Tage zuriickliegen darf, oder
c) Impfung ab dem 22. Tag nach der Impfung bei Impfstoffen, bei denen nur eine Impfung
vorgesehen ist, wobei diese nicht ldnger als 270 Tage zuriickliegen darf, oder
d) Impfung, sofern mindestens 21 Tage vor der Impfung ein positiver molekularbiologischer Test
auf SARS-CoV-2 bzw. vor der Impfung ein Nachweis iiber neutralisierende Antikdrper
vorlag, wobei die Impfung nicht langer als 270 Tage zuriickliegen darf,
6. ein Absonderungsbescheid, wenn dieser fiir eine in den letzten 180 Tagen vor der vorgesehenen
Testung nachweislich mit SARS-CoV-2 infizierte Person ausgestellt wurde,
7. ein Nachweis iiber neutralisierende Antikdrper, der nicht élter als 90 Tage sein darf.
Kann ein Nachweis nicht vorgelegt werden, ist ausnahmsweise ein SARS-CoV-2-Antigentest zur
Eigenanwendung unter Aufsicht des Betreibers einer Betriebsstitte gemdl den §§ 4 bis 6, einer nicht
Offentlichen Sportstitte gemal § 7, einer Freizeiteinrichtung gemil § 8, eines Alten- und Pflegeheims
oder einer stationidren Wohneinrichtung der Behindertenhilfe (§ 10), einer Krankenanstalt, Kuranstalt
oder eines sonstigen Ortes, an dem eine Gesundheitsdienstleistung erbracht wird (§ 11) oder des fiir eine
Zusammenkunft Verantwortlichen (§§ 12 bis 16) durchzufithren. Das negative Testergebnis ist fiir die
Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.

(3) Nachweise geméll Abs. 2 sind in lateinischer Schrift in deutscher oder englischer Sprache oder in
Form eines Zertifikats gemid3 § 4b Abs. 1 des Epidemiegesetzes 1950 (EpiG), BGBI. Nr. 186/1950,
vorzulegen.

(4) Sofern in dieser Verordnung ein Nachweis gemall Abs. 2 vorgesehen ist, ist der Inhaber einer
Betriebsstitte, der Verantwortliche fiir einen bestimmten Ort oder der fir eine Zusammenkunft
Verantwortliche zur Ermittlung folgender personenbezogener Daten der betroffenen Person erméchtigt:

1. Name,

2. Geburtsdatum,

3. Giltigkeit bzw. Giiltigkeitsdauer des Nachweises und
4. Barcode bzw. QR-Code.

Dariiber hinaus ist er berechtigt, Daten zur Identitétsfeststellung zu ermitteln. Eine Vervielfaltigung oder
Aufbewahrung der Nachweise und der in den Nachweisen enthaltenen personenbezogenen Daten ist mit
Ausnahme der Erhebung von Kontaktdaten gemill § 17 ebenso unzuldssig wie die Verarbeitung der im
Rahmen der Identitétsfeststellung erhobenen Daten. Dies gilt sinngemal auch fiir Zertifikate nach § 4b
Abs. 1 EpiG.

(5) Sofern in dieser Verordnung ein COVID-19-Praventionskonzept vorgeschrieben wird, ist ein
dem Stand der Wissenschaft entsprechendes Konzept zur Minimierung des Infektionsrisikos mit SARS-
CoV-2 auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-19-Priventionskonzept hat insbesondere zu
enthalten:

1. spezifische Hygienemafinahmen,

. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion,

. Regelungen betreffend die Nutzung sanitirer Einrichtungen,

. gegebenenfalls Regelungen betreffend die Konsumation von Speisen und Getrénken,

. Regelungen zur Steuerung der Personenstrome und Regulierung der Anzahl der Personen,

. Regelungen betreffend Entzerrungsmafinahmen, wie Absperrungen und Bodenmarkierungen,
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7. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf Hygienemafinahmen und die Aufsicht der
Durchfiihrung eines SARS-CoV-2-Antigentests zur Eigenanwendung.

(6) Als COVID-19-Beauftragte diirfen nur geeignete Personen bestellt werden. Voraussetzung fiir
eine solche Eignung sind zumindest die Kenntnis des COVID-19-Priventionskonzepts sowie der
ortlichen Gegebenheiten und der organisatorischen Abldufe. Der COVID-19-Beauftragte ist
Ansprechperson fiir die Behorden und hat die Umsetzung des COVID-19-Préventionskonzepts zu
iiberwachen.

Offentliche Orte
§ 2. Beim Betreten 6ffentlicher Orte in geschlossenen Rédumen ist eine Maske zu tragen.
Verkehrsmittel
§ 3. (1) Bei der Beniitzung von
1. Taxis und taxidhnlichen Betrieben,
2. Seil- und Zahnradbahnen,
3. Massenbeforderungsmitteln
und in den dazugehorigen Stationen, Bahnsteigen, Haltestellen, Bahnhéfen und Flughdfen sowie deren
jeweiligen Verbindungsbauwerken ist in geschlossenen Raumen eine Maske zu tragen.

(2) Der Betreiber von Seil- und Zahnradbahnen hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und
ein COVID-19-Praventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.
(3) Fiir die Beniitzung von Reisebussen und Ausflugsschiffen im Gelegenheitsverkehr gilt:

1. Der Betreiber darf Personen nur einlassen, wenn sie einen Nachweis gemdfl § 1 Abs. 2
vorweisen. Die Person hat diesen Nachweis fiir die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.

2. Der Betreiber hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-
Priaventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.
Kundenbereiche
§ 4. (1) Das Betreten und Befahren des Kundenbereichs von Betriebsstitten ist nur unter folgenden
Voraussetzungen zuldssig:

1. Kunden haben in geschlossenen Rdumen eine Maske zu tragen.

2. Der Betreiber von Betriebsstitten zur Inanspruchnahme von kérpernahen Dienstleistungen darf
Kunden nur einlassen, wenn diese einen Nachweis geméll § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Kunde hat
diesen Nachweis flir die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten. Die Verpflichtung zum Tragen
einer Maske gilt nicht.

(2) Abs. 1 Z 1 gilt auch fiir
1. Verwaltungsbehdrden und Verwaltungsgerichte bei Parteienverkehr sowie
2. Einrichtungen zur Religionsausiibung.

Gastgewerbe

§ 5. (1) Das Betreten und Befahren von Betriebsstétten simtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe
zum Zweck des Erwerbs von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienstleistungen des Gastgewerbes
ist nur unter folgenden Voraussetzungen zuldssig:

1. Der Betreiber darf Kunden nur einlassen, wenn diese einen Nachweis gemidfl § 1 Abs. 2
vorweisen. Der Kunde hat den Nachweis fiir die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.

2. In Betriebsstitten der Gastgewerbe, in denen Sitzplitze iiblicherweise nicht oder nicht fiir die
tiberwiegende Dauer des Aufenthalts eingenommen werden (insbesondere Tanzlokale, Clubs und
Diskotheken), darf der Betreiber zusitzlich hochstens so viele Personen einlassen, dass 75 % der
Personenkapazitét der Betriebsstitte nicht {iberschritten werden.

(2) Der Betreiber hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-
Priventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.

(3) Selbstbedienung ist zuldssig, sofern geeignete HygienemaBnahmen zur Minimierung des
Infektionsrisikos gesetzt werden. Diese Mafinahmen sind im COVID-19-Priaventionskonzept gemél
Abs. 2 abzubilden.

(4) Die Pflicht zum Vorweisen eines Nachweises gemif3 Abs. 1 Z 1 gilt nicht fiir:

1. die Abholung von Speisen und Getrinken. Kunden haben in geschlossenen Rdumen eine Maske
Zu tragen,

2. Imbiss- und Gastronomiestdnde. Kunden haben in geschlossenen Rdumen eine Maske zu tragen;
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3. Betriebsarten der Gastgewerbe, die innerhalb folgender Einrichtungen betrieben werden:
a) Krankenanstalten und Kuranstalten fiir Patienten;

b) Alten- und Pflegeheime sowie stationdre Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe fiir
Bewohner;

¢) Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen einschlie8lich
Schulen und elementaren Bildungseinrichtungen;

d) Betrieben, wenn diese ausschlieBlich durch Betriebsangehdrige oder dort beruflich tétige
Personen geniitzt werden diirfen;

e) Massenbeforderungsmittel.
Beherbergungsbetriebe

§ 6. (1) Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstitten, die unter der Leitung oder Aufsicht des
Unterkunftgebers oder eines von diesem Beauftragten stehen und zur entgeltlichen oder unentgeltlichen
Unterbringung von Gésten zu voriibergehendem Aufenthalt bestimmt sind. Beaufsichtigte Camping- oder
Wohnwagenstellplitze, Schutzhiitten und Kabinenschiffe gelten ebenfalls als Beherbergungsbetrieb.

(2) Der Betreiber darf Giste in Beherbergungsbetriebe beim erstmaligen Betreten nur einlassen,
wenn diese einen Nachweis gemdB § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Gast hat diesen Nachweis fiir die Dauer des
Aufenthalts bereitzuhalten.

(3) Fiir das Betreten von

1. gastronomischen Einrichtungen in Beherbergungsbetrieben gilt § 5 sinngemal;
2. Sportstétten in Beherbergungsbetrieben gilt § 7 sinngemal;
3. Freizeiteinrichtungen in Beherbergungsbetrieben gilt § 8 sinngemal.

(4) Der Betreiber hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-
Priaventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.

Sportstitten

§ 7. (1) Das Betreten von Sportstitten gemil3 § 3 Z 11 des Bundes-Sportforderungsgesetzes 2017 —
BSFG 2017, BGBI. I Nr. 100/2017, zum Zweck der Ausiibung von Sport ist nur unter den in dieser
Bestimmung genannten Voraussetzungen zuldssig.

(2) Der Betreiber von nicht &ffentlichen Sportstitten darf Kunden nur einlassen, wenn diese einen
Nachweis gemidfl § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Kunde hat diesen Nachweis fiir die Dauer des Aufenthalts
bereitzuhalten.

(3) Der Betreiber von nicht 6ffentlichen Sportstétten hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen
und ein COVID-19-Préventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.

(4) Bei der Sportausiibung durch Spitzensportler gemdB §3 Z6 BSFG2017 ist vom
verantwortlichen Arzt ein COVID-19-Priaventionskonzept auszuarbeiten und dessen Einhaltung laufend
zu kontrollieren. Vor erstmaliger Aufnahme des Trainings- und Wettkampfbetriebes ist ein Nachweis
gemil § 1 Abs.2 vorzulegen. Ein Nachweis gemidl § 1 Abs.2 Z4 bis 7 ist fiir die jeweilige
Geltungsdauer bereitzuhalten. Wird ein Nachweis gemdBl § 1 Abs. 2 Z 1 bis 3 vorgewiesen, so ist dieser
alle sieben Tage zu erneuern und fiir die Dauer von sieben Tagen bereitzuhalten. Im Fall eines positiven
Testergebnisses ist das Betreten von Sportstitten abweichend davon dennoch zulédssig, wenn

1. mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit nach abgelaufener Infektion vorliegt und
2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, insbesondere auf Grund eines CT-Werts >30, davon
ausgegangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr mehr besteht.
Bei Bekanntwerden einer SARS-CoV-2-Infektion bei einem Sportler, Betreuer oder Trainer sind in den
folgenden vierzehn Tagen nach Bekanntwerden der Infektion vor jedem Wettkampf alle Sportler, alle
Betreuer und Trainer einer molekularbiologischen Testung oder einem Antigentest auf das Vorliegen
einer SARS-CoV-2-Infektion zu unterziehen.

(5) Das COVID-19-Praventionskonzept gemall Abs. 4 hat zusétzlich zu § 1 Abs. 5 zu enthalten:

1. Vorgaben zur Schulung von Sportlern, Betreuern und Trainern in Hygiene sowie zur
Verpflichtung zum Fiihren von Aufzeichnungen zum Gesundheitszustand,

2. Verhaltensregeln fiir Sportler, Betreuer und Trainer auBlerhalb der Trainings- und
Wettkamp{fzeiten,

3. Vorgaben zu Gesundheitschecks vor jedem Training und Wettkampf,
4. Vorgaben fiir Trainings- und Wettkampfinfrastruktur,
5. Hygiene- und Reinigungsplan fiir Infrastruktur und Material,
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6. Vorgaben zur Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen von Trainings und Wettkdmpfen,

7.bei  Auswirtswettkdmpfen Vorgaben {iber die Information der dort zustidndigen
Bezirksverwaltungsbehorde, falls eine SARS-CoV-2-Infektion bei einem Sportler, Betreuer oder
Trainer im epidemiologisch relevanten Zeitraum danach aufgetreten ist.

Freizeit- und Kultureinrichtungen
§ 8. (1) Als Freizeiteinrichtungen gelten Betriebe und Einrichtungen, die der Unterhaltung, der
Belustigung oder der Erholung dienen. Freizeiteinrichtungen sind insbesondere
1. Schaustellerbetriebe, Freizeit- und Vergniigungsparks,

2. Béder und Einrichtungen gemél § 1 Abs. 1 Z 1 bis 7 des Baderhygienegesetzes (BHygG), BGBI.
Nr. 254/1976; in Bezug auf Béader gemidl §1 Abs.1 Z6 BHygG (Béader an
Oberflachengewissern) gilt § 2 sinngemdll, wenn in diesen Béddern ein Badebetrieb nicht
stattfindet,

. Tanzschulen,

. Wettbiiros, Automatenbetriebe, Spielhallen und Casinos,
. Schaubergwerke,

. Einrichtungen zur Ausiibung der Prostitution,

. Indoorspielplétze,

. Paintballanlagen,

. Museumsbahnen,

10. Tierparks, Zoos und botanische Gérten.
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(2) Der Betreiber von Freizeiteinrichtungen darf Kunden zum Zweck der Inanspruchnahme von
Dienstleistungen dieser Einrichtungen nur einlassen, wenn diese einen Nachweis gemid3 § 1 Abs. 2
vorweisen. Der Kunde hat diesen Nachweis fiir die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.

(3) Betreiber von Einrichtungen gemiBl § 1 Abs. 1 Z 1 bis 7 BHygG miissen ihre Verpflichtungen
gemidll § 13 BHygG im Hinblick auf die besonderen PraventionsmalBnahmen zur Verhinderung der
Ausbreitung von COVID-19 evaluieren sowie ihre Maflnahmen und die Badeordnung entsprechend dem
Stand der Wissenschaft adaptieren.

(4) Der Betreiber von Freizeiteinrichtungen hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein
COVID-19-Praventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.

(5) Als Kultureinrichtungen gelten Einrichtungen, die der kulturellen Erbauung und der Teilhabe am

kulturellen Leben dienen. Fiir

1. Museen, Kunsthallen und kulturelle Ausstellungshéuser,

2. Bibliotheken,

3. Biichereien und

4. Archive
gilt § 4 Abs. 1 Z 1. Fiir die Inanspruchnahme von Dienstleistungen sonstiger Kultureinrichtungen wie
insbesondere Theater, Kinos, Varietees, Kabaretts, Konzertséle und -arenen gilt Abs. 2 und 4.

Ort der beruflichen Titigkeit

§ 9. (1) Arbeitsorte diirfen durch

1. Lehrer, die in unmittelbarem Kontakt mit Schiilern stehen,

2. Inhaber, Betreiber und Arbeitnehmer mit unmittelbarem Kundenkontakt,

3. Personen, die im Parteienverkehr in Verwaltungsbehorden und Verwaltungsgerichten titig sind,
nur betreten werden, wenn sie bei Kontakt mit Schiilern, bei Kundenkontakt und bei Parteienverkehr in
geschlossenen Rdumen eine Maske tragen, sofern das Infektionsrisiko nicht durch sonstige geeignete
SchutzmaBnahmen minimiert wird.

(2) Die Verpflichtung zum Tragen einer Maske geméaB3 Abs. 1 gilt nicht, wenn

1. die Personen nach Abs. 1 Z 1 bis 3 einen Nachweis geméB § 1 Abs. 2 Z 1 bis 7 und

2. Schiiler, Kunden oder Parteien einen Nachweis gemil § 1 Abs. 2
vorweisen.

(3) Abs. 1 gilt auch fiir das Betreten auswértiger Arbeitsstellen geméafl § 2 Abs. 3 letzter Satz des
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (ASchG), BGBI. Nr. 450/1994, wobei Erbringer mobiler Pflege- und
Betreuungsdienstleistungen diese nur betreten diirfen, wenn sie zusitzlich einen Nachweis gemifl § 1
Abs. 2 vorlegen. Wird ein Nachweis gemil3 § 1 Abs. 2 Z 1 bis 3 vorgelegt, so ist dieser alle siecben Tage
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zu erneuern. Zudem haben Erbringer mobiler Pflege- und Betreuungsdienstleistungen bei Kontakt mit
Kunden in geschlossenen Raumen eine Maske zu tragen. Sofern der erbrachte Nachweis die Giiltigkeit
gemill § 1 Abs. 2 iiberschritten hat, ist eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske)
ohne Ausatemventil oder eine Maske mit mindestens gleichwertig genormtem Standard zu tragen.

(4) Der Inhaber eines Arbeitsortes mit mehr als 51 Arbeitnehmern hat einen COVID-19-Beauftragen
zu bestellen und ein COVID-19-Priaventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen.

(5) Durch Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer kdnnen iiber die in den Abs. 1 bis
3 getroffenen Anordnungen zum Tragen einer Maske hinausgehende, strengere Regeln zum Tragen einer
Maske, einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder einer
Maske mit mindestens gleichwertig genormtem Standard getroffen werden.

Alten- und Pflegeheime sowie stationiire Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe

§ 10. (1) Das Betreten von Alten- und Pflegeheimen sowie stationdren Wohneinrichtungen der
Behindertenhilfe durch Besucher und Begleitpersonen ist nur unter folgenden Voraussetzungen zuléssig:
1. Der Betreiber darf Besucher und Begleitpersonen nur einlassen, wenn diese einen Nachweis
gemil § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Besucher bzw. die Begleitperson hat diesen Nachweis fiir die
Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten;

2. Besucher und Begleitpersonen haben in geschlossenen Ridumen durchgehend eine Maske zu
tragen, sofern das Infektionsrisiko nicht durch sonstige geeignete SchutzmaBnahmen minimiert
wird.

(2) Abs. 1 gilt bei Bewohnerkontakt sinngeméaB auch fiir das Betreten durch
1. externe Dienstleister,
2. Bewohnervertreter nach dem Heimaufenthaltsgesetz (HeimAufG), BGBI. I Nr. 11/2004,
3. Patienten-, Behinderten- und Pflegeanwilte,

4. Organe der Pflegeaufsicht zur Wahrnehmung der nach landesgesetzlichen Vorschriften
vorgesehenen Aufgaben und

5. Mitglieder von eingerichteten Kommissionen zum Schutz und zur Forderung der
Menschenrechte (Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, BGBI. III Nr. 190/2012, sowie
Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen, BGBI. III Nr. 155/2008).

(3) Das Betreten von Alten- und Pflegeheimen sowie stationdren Wohneinrichtungen der
Behindertenhilfe durch Mitarbeiter ist nur unter folgenden Voraussetzungen zuldssig:

1. Der Betreiber darf Mitarbeiter nur einlassen, wenn diese einen Nachweis gemidfl § 1 Abs. 2
vorweisen. Ein Nachweis gemil § 1 Abs.2 Z4 bis 7 ist fir die jeweilige Geltungsdauer
bereitzuhalten. Wird ein Nachweis gemall § 1 Abs. 2 Z 1 bis 3 vorgewiesen, so ist dieser alle
sieben Tage zu erneuern und fiir die Dauer von sieben Tagen bereitzuhalten. Im Fall eines
positiven Testergebnisses kann das Einlassen abweichend davon dennoch erfolgen, wenn

a) mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit nach abgelaufener Infektion vorliegt und

b) auf Grund der medizinischen Laborbefunde, insbesondere auf Grund eines CT-Werts >30,
davon ausgegangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr mehr besteht.

2. Mitarbeiter haben in geschlossenen Riumen eine Maske zu tragen. Sofern der erbrachte
Nachweis die Giiltigkeit gemal3 § 1 Abs. 2 {iberschritten hat, ist bei Kontakt mit Bewohnern in
geschlossenen Rdumen eine Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmaske (CPA) oder eine
Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine Maske
mit mindestens gleichwertig genormtem Standard zu tragen.

(4) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen sowie stationdren Wohneinrichtungen der
Behindertenhilfe darf Bewohner zur Neuaufnahme nur einlassen, wenn diese einen Nachweis gemal § 1
Abs. 2 vorweisen oder entsprechende Vorkehrungen geméfl Abs. 6 Z 6 und 7 getroffen werden.

(5) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen hat den Bewohnern mindestens alle sieben Tage,
sofern sie aber innerhalb dieses Zeitraums das Heim verlassen haben, mindestens alle drei Tage einen
Antigentest auf SARS-CoV-2 oder molekularbiologischen Test auf SARS-CoV-2 anzubieten.

(6) Der Betreiber hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-
Préaventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-19-Préventionskonzept hat zusatzlich zu
§ 1 Abs. 5 zu enthalten:

1. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf berufliches und privates Risikoverhalten,
verpflichtende Dokumentation der Schulung,
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2. Vorgaben fiir Betretungen durch externe Dienstleister,

3. spezifische Regelungen fiir Bewohner, denen gemall § 19 Abs. 6 die Einhaltung der Vorgaben
nicht zugemutet werden kann,

4. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbesondere Vorgaben zu Dauer der Besuche sowie
Besuchsorten, verpflichtende Voranmeldung sowie Gesundheitschecks vor jedem Betreten der
Einrichtung, wobei fiir Angehorige und Personen, die regelméfige Unterstiitzungs- und
Betreuungsaufgaben leisten, abweichende, spezifische sowie situationsangepasste Vorgaben
getroffen werden konnen,

5. Vorgaben fiir die Abwicklung von Screeningprogrammen nach § 5a EpiG,

6. Regelungen iiber die Aufnahme und Wiederaufnahme von Bewohnern, die positiv auf SARS-
CoV-2 getestet wurden,

7. Regelungen iiber organisatorische, raumliche und personelle Vorkehrungen zur Durchfithrung
von QuarantdnemafBnahmen flir Bewohner,

8. zeitliche und organisatorische Vorgaben betreffend die Testung der Bewohner gemif3 Abs. 5,
insbesondere Festlegung fixer Termine in regelméBigen Abstanden.

Das COVID-19-Priaventionskonzept kann auch ein  datenschutzkonformes System zur
Nachvollziehbarkeit von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Erfassung von Anwesenheiten auf
freiwilliger Basis der Besucher bzw. Begleitpersonen sowie externer Dienstleister, beinhalten.

(7) Fiir Einrichtungen der Tagesstrukturen in der Altenbetreuung und im Behindertenbereich gelten
Abs.3und §4 Abs. 1 Z 1.

Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstige Orte, an denen Gesundheitsdienstleistungen
erbracht werden
§ 11. (1) Das Betreten von Krankenanstalten oder Kuranstalten durch
1. Besucher und Begleitpersonen und
2. externe Dienstleister mit Patienten- und Besucherkontakt
ist nur nach MaBigabe des § 10 Abs. 1 zuldssig.

(2) Das Betreten von sonstigen Orten, an denen Gesundheitsdienstleistungen erbracht werden, durch
Patienten, Besucher und Begleitpersonen ist nur nach MaB3gabe des § 10 Abs. 1 Z 2 zuléssig.

(3) Der Betreiber darf Mitarbeiter nur nach Mafigabe des § 10 Abs. 3 einlassen. Ferner hat der
Betreiber bzw. Dienstleistungserbringer unter Bedachtnahme auf die konkreten Verhéltnisse durch
geeignete Schutzmafinahmen das Infektionsrisiko zu minimieren, soweit dies organisatorisch und
technisch moglich und zumutbar ist.

(4) Der Betreiber einer Krankenanstalt oder Kuranstalt hat einen COVID-19-Beauftragten zu
bestellen und ein COVID-19-Priaventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-19-
Préaventionskonzept hat zusétzlich zu § 1 Abs. 5 zu enthalten:

1. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf berufliches und privates Risikoverhalten,
verpflichtende Dokumentation der Schulung,

2. Vorgaben fiir Betretungen durch externe Dienstleister,

3. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbesondere Vorgaben zu maximaler Anzahl,
Haufigkeit und Dauer der Besuche sowie Besuchsorten und Gesundheitschecks vor jedem
Betreten der Einrichtung, wobei fiir Angehorige und Personen, die regelméfige Unterstiitzungs-
und Betreuungsaufgaben leisten, spezifische situationsangepasste Vorgaben zu treffen sind,

4. Vorgaben zur Teilnahme an Screeningprogrammen nach § 5a EpiG.

Das COVID-19-Priaventionskonzept kann auch ein  datenschutzkonformes System zur
Nachvollziehbarkeit von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Erfassung von Anwesenheiten auf
freiwilliger Basis der Besucher bzw. Begleitpersonen sowie externer Dienstleister, beinhalten.

Zusammenkiinfte
§ 12. (1) Zusammenkiinfte mit mehr als 100 Teilnehmern sind nur unter folgenden Voraussetzungen
zuléssig:
1. Der fiir die Zusammenkunft Verantwortliche hat die Zusammenkunft spitestens eine Woche

vorher bei der ortlich zustdndigen Bezirksverwaltungsbehorde anzuzeigen. Dabei sind folgende
Angaben zu machen:

a) Name und Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-Adresse) des fiir die Zusammenkunft
Verantwortlichen,
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b) Zeit, Dauer und Ort der Zusammenkun(ft,
¢) Zweck der Zusammenkuntft,
d) Anzahl der Teilnehmer.

Die Anzeige hat elektronisch an eine von der zustindigen Bezirksverwaltungsbehorde
bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder im Wege einer Web-Applikation zu erfolgen.

2. Der fiir die Zusammenkunft Verantwortliche darf die Teilnehmer nur einlassen, wenn sie einen
Nachweis gemid § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Teilnehmer hat diesen Nachweis fiir die Dauer des
Aufenthalts bereitzuhalten.

(2) Zusammenkiinfte mit mehr als 500 Teilnehmern sind nur unter folgenden Voraussetzungen
zuléssig:

1. Der fiir die Zusammenkunft Verantwortliche hat eine Bewilligung der ortlich zustindigen
Bezirksverwaltungsbehorde einzuholen. Dabei sind die Angaben des Abs. 1 Z 1 zu machen und
das Praventionskonzept gemdll Abs. 3 vorzulegen. Die Entscheidungsfrist fiir die Bewilligung
betrdgt zwei Wochen ab vollstdndiger Vorlage der Unterlagen.

2. Der fir eine Zusammenkunft Verantwortliche darf die Teilnehmer nur einlassen, wenn sie einen
Nachweis gemid § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Teilnehmer hat diesen Nachweis fiir die Dauer des
Aufenthalts bereitzuhalten.

(3) Bei Zusammenkiinften von mehr als 100 Personen hat der fiir eine Zusammenkunft
Verantwortliche einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-Priventionskonzept
auszuarbeiten und umzusetzen. Die Bezirksverwaltungsbehorde hat die Einhaltung der COVID-19-
Préaventionskonzepte stichprobenartig zu iiberpriifen. Das COVID-19-Priventionskonzept ist zu diesem
Zweck wihrend der Dauer der Zusammenkunft bereitzuhalten und auf Verlangen der
Bezirksverwaltungsbehorde vorzulegen.

(4) An einem Ort diirfen mehrere Zusammenkiinfte gleichzeitig stattfinden, sofern durch geeignete
MaBnahmen, wie etwa durch rdumliche oder bauliche Trennung oder zeitliche Staffelung, eine
Durchmischung der Teilnehmer der gleichzeitig stattfindenden Zusammenkiinfte ausgeschlossen und das
Infektionsrisiko minimiert wird.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht fiir

1. Zusammenkiinfte im privaten Wohnbereich, mit Ausnahme von Zusammenkiinften an Orten, die
nicht der Stillung eines unmittelbaren Wohnbediirfnisses dienen, wie insbesondere in Garagen,
Girten, Schuppen oder Scheunen;

2. Begriébnisse;
. Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz 1953, BGBI. Nr. 98/1953;

W

4. Zusammenkiinfte zu beruflichen Zwecken, wenn diese zur Aufrechterhaltung der beruflichen
Tatigkeit erforderlich sind;

5. Zusammenkiinfte von Organen politischer Parteien;

6. Zusammenkiinfte von Organen juristischer Personen;

7. Zusammenkiinfte nach dem Arbeitsverfassungsgesetz — ArbVG, BGBI. Nr. 22/1974;

8. das Befahren von Theatern, Konzertsdlen und -arenen, Kinos, Varietees und Kabaretts, wenn dies

mit mehrspurigen Kraftfahrzeugen erfolgt.
Bei Zusammenkiinften gemiBl Z 2 bis 7 mit mehr als 100 Personen ist in geschlossenen Rdumen eine
Maske zu tragen, sofern nicht alle Personen einen Nachweis gemall § 1 Abs. 2 vorweisen.

(6) Fir Zusammenkiinfte zu Proben zu beruflichen Zwecken und zur beruflichen kiinstlerischen
Darbietung in fixer Zusammensetzung gilt § 7 Abs. 4 letzter Satz sinngemal.

(7) § 12 gilt fir alle Zusammenkiinfte unabhingig vom Ort der Zusammenkunft. Die §§ 4 bis 8
gelangen nicht zur Anwendung, sofern
1. es sich um eine geschlossene Gruppe bzw. Gesellschaft handelt und

2. der Ort der Zusammenkunft ausschlieflich von Personen dieser Gruppe bzw. Gesellschaft und
von Personen, die zur Durchfiihrung der Zusammenkunft erforderlich sind, betreten wird oder
durch geeignete MafBnahmen, wie etwa durch rdumliche oder bauliche Trennung, eine
Durchmischung der Personen dieser Gruppe bzw. Gesellschaft mit sonstigen dort aufhiltigen
Personen ausgeschlossen wird.

AuBerschulische Jugenderziehung und Jugendarbeit, betreute Ferienlager
§ 13. Fiir Zusammenkiinfte von Personen im Rahmen der auBerschulischen Jugenderziehung und
Jugendarbeit oder im Rahmen von betreuten Ferienlagern gilt § 12 Abs. 1 bis 4 und 7 sinngemas.
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Zusammenkiinfte im Spitzensport

§ 14. (1) Bei Zusammenkiinften, bei denen ausschlieBlich Spitzensportler gemél § 3 Z 6 BSFG 2017
Sport ausiiben, hat der fiir die Zusammenkunft Verantwortliche fiir diese Personen, sowie fiir Trainer,
Betreuer und sonstige Personen, die fiir die Durchfiihrung der Zusammenkunft erforderlich sind, einen
COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-Priaventionskonzept auszuarbeiten und
umzusetzen. Fiir Mannschaftssportarten oder bei Sportarten, bei deren sportartspezifischer Ausiibung es
zu Korperkontakt kommt, gilt §7 Abs.4 und 5. Fiir Individualsportarten hat das COVID-19-
Préaventionskonzept zusitzlich zu § 1 Abs. 5 insbesondere zu enthalten:

1. Vorgaben zur Schulung von Sportlern, Betreuern und Trainern in Hygiene sowie zur
Verpflichtung zum Fiihren von Aufzeichnungen zum Gesundheitszustand,

2. Verhaltensregeln fiir Sportler, Betreuer und Trainer auBlerhalb der Trainings- und
Wettkampfzeiten,

. Vorgaben zu Gesundheitschecks vor jedem Training und Wettkampf,

. Regelungen zur Steuerung der Strome der teilnehmenden Sportler, Betreuer und Trainer,

. Hygiene- und Reinigungsplan fiir Infrastruktur und Material,

6. Vorgaben zur Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen von Trainings und Wettkdmpfen,

W B~ W

(2) Durch édrztliche Betreuung und durch COVID-19-Testungen der Sportler, Betreuer und Trainer
ist darauf hinzuwirken, dass das Infektionsrisiko minimiert wird. Fiir Betreuer, Trainer und sonstige
Personen, die zur Durchfiihrung der Zusammenkunft erforderlich sind, gilt zudem § 9, fiir die Sportler § 7
sinngemal.

Fach- und Publikumsmessen
§ 15. Fiir Fach- und Publikumsmessen gelten § 12 Abs. 1 bis 4 sinngeméB.
Gelegenheitsmiirkte
§ 16. (1) Fiir Gelegenheitsmirkte gelten § 12 Abs. 1 bis 4 sinngemaB.

(2) Gelegenheitsmirkte im Sinne dieser Verordnung sind Verkaufsveranstaltungen, zu denen
saisonal oder nicht regelmidBig an einem bestimmten Platz Erzeuger, Héndler, Betreiber von
Gastgewerben oder Schaustellerbetrieben zusammenkommen, um Waren, Speisen oder Getranke zu
verkaufen oder Dienstleistungen anzubieten.

(3) Nicht regelmiBig stattfindende Markte sind solche, die in groferen Abstinden als einmal
monatlich und nicht langer als zehn Wochen stattfinden.

(4) Fir Gelegenheitsmirkte, an denen lediglich Waren, Speisen oder Getrdnke zum Verkauf
angeboten werden, gilt § 12 Abs. 3. Kunden haben in geschlossenen Riumen eine Maske zu tragen.

Erhebung von Kontaktdaten

§17. (1) Der Betreiber einer Betriebsstitte gemdll den §§ 5 und 6, einer nicht offentlichen
Sportstitte gemdl § 7, einer nicht Offentlichen Freizeiteinrichtung gemél § 8 und der fiir eine
Zusammenkunft, eine Fach- und Publikumsmesse oder einen Gelegenheitsmarkt Verantwortliche gemaf
den §§ 12 bis 16 ist verpflichtet, von Personen, die sich voraussichtlich ldnger als 15 Minuten am
betreffenden Ort aufhalten, zum Zweck der Kontaktpersonennachverfolgung den

1. Vor- und Familiennamen und

2. die Telefonnummer und wenn vorhanden die E-Mail-Adresse
zu erheben. Im Falle von Besuchergruppen, die ausschlieflich aus im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen bestehen, ist die Bekanntgabe der Daten von nur einer dieser Besuchergruppe angehorigen
volljahrigen Person ausreichend.

(2) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die zuvor genannten Daten mit Datum und Uhrzeit des
Betretens der jeweiligen Betriebsstitte oder des bestimmten Ortes zu versehen.

(3) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat der Bezirksverwaltungsbehdrde geméfl § 5 Abs. 3 EpiG auf
Verlangen die Daten zur Verfiigung zu stellen.

(4) Der nach Abs.1 Verpflichtete darf die Daten ausschlieBlich zum Zweck der
Kontaktpersonennachverfolgung verarbeiten und der Bezirksverwaltungsbehorde im Umfang ihres
Verlangens iibermitteln; eine Verarbeitung der Daten zu anderen Zwecken ist unzuléssig.

(5) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat im Rahmen der Verarbeitung und Ubermittlung dieser Daten
geeignete Datensicherheitsmaflinahmen zu treffen und insbesondere sicherzustellen, dass die Daten nicht
durch Dritte einsehbar sind.
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(6) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die Daten fiir die Dauer von 28 Tagen vom Zeitpunkt ihrer
Erhebung und bei Zusammenkiinften ab dem Zeitpunkt der Zusammenkunft aufzubewahren und danach
unverziiglich zu 16schen bzw. zu vernichten.

(7) Konnen Kontaktdaten auf Grund schutzwiirdiger Geheimhaltungsinteressen in der Form des
Abs. 1 nicht erhoben werden, sind geeignete Alternativmafnahmen zu setzen.
(8) Abs. 1 gilt nicht fiir
1. Betriebsstitten und bestimmte Orte, an denen es zu einem Aufenthalt iiberwiegend im Freien

kommt mit Ausnahme von Betriebsstitten gemél § 5 und von Zusammenkiinften gemif3 § 12
Abs. 1 und 2;

2. Zusammenkiinfte gemifB § 12 Abs. 5Z 3 und Z 5;
. Zusammenkiinfte im privaten Wohnbereich;

. Gelegenheitsmirkte, an denen lediglich Waren, Speisen oder Getranke zum Verkauf angeboten
werden.

RIS

Betreten
§ 18. Als Betreten im Sinne dieser Verordnung gilt auch das Verweilen (§ 1 Abs. 2 COVID-19-MG).
Ausnahmen

§ 19. (1) Diese Verordnung gilt nicht

1. fir — mit Ausnahme von § 9, § 17 sowie §§ 19 bis 23 — elementare Bildungseinrichtungen,
Schulen gemifl dem Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, Art. V Z 2 der 5. SchOG-
Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, und dem Privatschulgesetz, BGBI. Nr. 244/1962, land- und
forstwirtschaftliche Schulen, die regelmdBige Nutzung von Sportstitten im Rahmen des
Regelunterrichts und Einrichtungen zur auBerschulischen Kinderbetreuung,

2. fiir Universititen gemif3 dem Universititsgesetz 2002, BGBI. I Nr. 120/2002, Privathochschulen
gemdl dem Privathochschulgesetz, BGBI. I Nr. 77/2020, Fachhochschulen gemid3 dem
Fachhochschulgesetz, BGBI. Nr. 340/1993, und Pédagogische Hochschulen gemifl dem
Hochschulgesetz 2005, BGBI. 1 Nr. 30/2006, einschlieBlich der Bibliotheken dieser
Einrichtungen,

3. fir Tatigkeiten im Wirkungsbereich der Organe der Gesetzgebung und Vollziechung mit
Ausnahme des Parteienverkehrs in Verwaltungsbehorden und Verwaltungsgerichten, sofern
keine anderslautenden Regelungen im Bereich der Hausordnung bestehen,

4. fir Zusammenkiinfte zur Religionsausiibung.

(2) Bedingungen und Auflagen nach dieser Verordnung gelten nicht
1. zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr fiir Leib, Leben und Eigentum oder
2. zur Wahrnehmung der Aufsicht iiber minderjahrige Kinder.

(3) Die Pflicht zum Tragen einer Maske gilt nicht
1. wihrend der Konsumation von Speisen und Getrénken;

2. fiir gehorlose und schwer horbehinderte Personen sowie deren Kommunikationspartner wéhrend
der Kommunikation;

3. wenn dies aus therapeutisch-pddagogischen Griinden notwendig ist;

. fir Personen, die Gesundheitsdienstleistungen der Logopidie erbringen oder in Anspruch
nehmen, fiir die Dauer der Erbringung bzw. Inanspruchnahme der logopédischen Dienstleistung;

. wenn dies zur Erbringung einer kdrpernahen Dienstleistung notwendig ist;

. wahrend der Sportausiibung. § 9 bleibt unberiihrt;

. fur Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr;

. fiir Personen, denen dies aus gesundheitlichen Griinden nicht zugemutet werden kann. In diesem
Fall darf eine sonstige nicht eng anliegende, aber den Mund- und Nasenbereich vollstdndig
abdeckende mechanische Schutzvorrichtung getragen werden. Eine vollstindige Abdeckung liegt
vor, wenn die nicht eng anliegende Schutzvorrichtung bis zu den Ohren und deutlich unter das
Kinn reicht. Sofern den Personen auch dies aus gesundheitlichen Griinden nicht zugemutet
werden kann, gilt die Pflicht zum Tragen einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden
mechanischen Schutzvorrichtung nicht.

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne
Ausatemventil oder einer Maske mit mindestens gleichwertig genormtem Standard gilt nicht fiir
1. Schwangere und

i
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2. Personen, denen dies aus gesundheitlichen Griinden nicht zugemutet werden kann,
wobei diese stattdessen eine Maske zu tragen haben.
(5) Die Verpflichtung zur Vorlage eines Nachweises gemil3 § 1 Abs. 2 gilt nicht fiir Kinder bis zum
vollendeten zwolften Lebensjahr.
(6) Die Verpflichtung zur Vorlage eines negativen Testergebnisses gilt nicht fiir Personen, denen
eine Testung aus gesundheitlichen oder behinderungsspezifischen Griinden, insbesondere wegen

dementieller Beeintriachtigung, nicht zugemutet werden kann. Sofern diese Personen iiber einen anderen
Nachweis gemiB § 1 Abs. 2 verfiigen, bleibt deren Vorlagepflicht unberiihrt.

(7) Werden Personen durch diese Verordnung zur Vorlage eines Nachweises gemidll § 1 Abs. 2
verpflichtet, sind diese Nachweise bei Betriebsstitten, nicht oOffentlichen Sportstitten oder
Freizeiteinrichtungen ohne Personal fiir die Dauer des Aufenthalts lediglich bereitzuhalten.

Glaubhaftmachung

§ 20. (1) Das Vorliegen der Voraussetzungen gemal § 19 ist auf Verlangen gegeniiber
1. Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes,
2. Behorden und Verwaltungsgerichten bei Parteienverkehr und Amtshandlungen sowie
3. Inhabern einer Betriebsstatte oder eines Arbeitsortes sowie Betreibern eines Verkehrsmittels zur
Wahrnehmung ihrer Pflicht gemal § 8 Abs. 4 COVID-19-MG,
4. dem fiir eine Zusammenkunft Verantwortlichen
glaubhaft zu machen.

(2) Der Ausnahmegrund, wonach aus gesundheitlichen Griinden
1. das Tragen einer Maske, einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne
Ausatemventil oder einer Maske mit mindestens gleichwertig genormtem Standard nicht
zugemutet werden kann,

2. die Durchfiihrung eines nach § 1 Abs. 2 vorgesehenen Tests nicht zugemutet werden kann,

sowie das Vorliegen einer Schwangerschaft ist durch eine von einem in Osterreich oder im EWR zur
selbststindigen Berufsausiibung berechtigten Arzt ausgestellte Bestéitigung nachzuweisen.

(3) Wurde das Vorliegen eines Ausnahmegrundes den in Abs. 1 Z 3 Genannten glaubhaft gemacht,
ist der Inhaber der Betriebsstétte oder des Arbeitsortes sowie der Betreiber eines Verkehrsmittels seiner
Pflicht gemal § 8 Abs. 4 des COVID-19-MG nachgekommen.

Grundsitze bei der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG

§ 21. Im Rahmen der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG haben die Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes von Maflnahmen gegen Personen, die gegen eine Verhaltens- oder
Unterlassungspflicht nach dieser Verordnung verstolen, abzusehen, wenn der gesetzméBige Zustand
durch gelindere Mittel hergestellt werden kann oder diese Maflnahmen nicht verhiltnisméaBig wéren. Die
Entscheidung, ob von einer Maflnahme nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG abzusehen ist, ist auf
Grundlage der epidemiologischen Gefahrensituation im Zusammenhang mit COVID-19, insbesondere
anhand von den oOrtlich zustindigen Gesundheitsbehorden zur Verfiigung gestellten Informationen, zu
treffen.

ArbeitnehmerInnenschutz, Bundesbedienstetenschutz und Mutterschutz

§ 22. Durch diese Verordnung werden das ASchG, das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz, BGBI. I
Nr. 70/1999, und das Mutterschutzgesetz 1979, BGBI. Nr. 221/1979, nicht beriihrt.

Inkrafttreten und Ubergangsrecht

§ 23. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2021 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 2021 aufler
Kraft. Die §§ 12 bis 16 treten mit Ablauf des 28. Juli 2021 aufler Kraft.

(2) Bereits vor Inkrafttreten der COVID-19-Offnungsverordnung, BGBL II Nr. 214/2021,
ausgestellte drztliche Bestdtigungen iiber eine in den letzten sechs Monaten erfolgte und aktuell
abgelaufene Infektion und Nachweise iiber neutralisierende Antikdrper behalten fiir die jeweilige Dauer
ihre Giiltigkeit.

(3) Zusammenkiinfte, die im =zeitlichen Geltungsbereichs dieser Verordnung gemill Abs. 1
stattfinden sollen, konnen bereits ab Kundmachung der Verordnung angezeigt, beantragt und bewilligt
werden. Zusammenkiinfte, fiir die ab 19. Mai 2021 eine Bewilligung in Vollziehung der COVID-19-
Offnungsverordnung — COVID-19-OV, BGBIL II Nr.214/2021, erteilt wurde, bediirfen keiner
Bewilligung gemalB § 12 Abs. 2 Z 1.
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(4) Die Frist gemdB § 12 Abs. 1 Z 1 gilt nicht fiir Zusammenkiinfte, die bis 8. Juli 2021 stattfinden.

Artikel 2

Verordnung, mit der die Verordnung iiber weitere Offnungsschritte in Bezug auf die
COVID-19-Pandemie geiindert wird (1. Novelle zur 2. COVID-19-Offnungsverordnung)

Auf Grund des §3 Abs.1 des COVID-19-Mallnahmengesetzes, BGBIL. I Nr. 12/2020, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBL I Nr. 105/2021, sowie des § 5c des Epidemiegesetzes 1950,
BGBI. Nr. 186/1950, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 105/2021, wird verordnet:

_Die Verordnung tiber weitere Offnupgsschritte in Bezug auf die COVID-19-Pandemie (2. COVID-
19-Offnungsverordnung — 2. COVID-19-OV), BGBL. II Nr. 278/2021, wird wie folgt geéndert:

1. § 4 lautet:
.8 4. (1) Beim Betreten und Befahren des Kundenbereichs
1. von offentlichen Apotheken,

2.von Betriebsstitten des Lebensmitteleinzelhandels (einschlieBlich Verkaufsstitten von
Lebensmittelproduzenten sowie Tankstellen mit angeschlossenen Verkaufsstellen von
Lebensmitteln),

3. von Banken und

4. von Postgeschiftsstellen iSd § 3 Z 7 PMG sowie von Postdiensteanbietern einschlieBlich deren
Postpartner

haben Kunden in geschlossenen Rdumen eine Maske zu tragen.

(2) Abs. 1 ist sinngemédl anzuwenden auf Verwaltungsbehorden und Verwaltungsgerichte bei
Parteienverkehr.

(3) Der Betreiber von Betriebsstitten zur Inanspruchnahme von kérpernahen Dienstleistungen darf
Kunden nur einlassen, wenn diese einen Nachweis gemél § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Kunde hat diesen
Nachweis fiir die Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.*

2. § 5 Abs. 1 lautet:

,»(1) Der Betreiber von Betriebsstétten samtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe darf Kunden zum
Zweck des Erwerbs von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienstleistungen des Gastgewerbes nur
einlassen, wenn diese einen Nachweis gemil § 1 Abs. 2 vorweisen. Der Kunde hat den Nachweis fiir die
Dauer des Aufenthalts bereitzuhalten.*

3. In § 5 Abs. 4 entfillt die Zeichenfolge ,,Z 1.

4. § 8 Abs. 5 zweiter Satz entfillt.

5.In § 9 Abs. 2 wird die Zeichenfolge ,,§ 4 Abs. 1 Z 2° durch die Zeichenfolge ,,§ 4 Abs. 3 ersetzt.
6. § 17 samt Uberschrift entfillt.

7. Dem § 23 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) §4, §5 Abs. 1 und 4 und § 9 Abs. 2 in der Fassung des Art.2 der Verordnung BGBI. II
Nr. 278/2021 treten mit 22. Juli 2021 in Kraft; gleichzeitig treten § 8 Abs. 5 zweiter Satz und § 17 samt
Uberschrift auer Kraft.

Miickstein

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2021-06-28T22:17:38+02:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	Artikel 1
	Verordnung über weitere Öffnungsschritte in Bezug auf die COVID-19-Pandemie (2. COVID-19-Öffnungsverordnung – 2. COVID-19-ÖV)

	Inhaltsverzeichnis
	Artikel 2
	Verordnung, mit der die Verordnung über weitere Öffnungsschritte in Bezug auf die COVID-19-Pandemie geändert wird (1. Novelle zur 2. COVID-19-Öffnungsverordnung)
	1. § 4 lautet:
	2. § 5 Abs. 1 lautet:
	3. In § 5 Abs. 4 entfällt die Zeichenfolge „Z 1“.
	4. § 8 Abs. 5 zweiter Satz entfällt.
	5. In § 9 Abs. 2 wird die Zeichenfolge „§ 4 Abs. 1 Z 2“ durch die Zeichenfolge „§ 4 Abs. 3“ ersetzt.
	6. § 17 samt Überschrift entfällt.
	7. Dem § 23 wird folgender Abs. 4 angefügt:



		2021-06-28T22:17:38+0200
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




